
1. Kann die Sendung dem Ausländer an seiner letzten Anschrift nicht zugestellt werden, so gilt die Zustellung 
gemäß § 10 Absatz 4 Satz 2 AsylVfG mit der Aufgabe zur Post als bewirkt, selbst wenn die Sendung als  
unzustellbar zurückkommt. Wird der Bescheid dem Asylbewerber in der Folgezeit gegen Empfangsbekenntnis 
persönlich ausgehändigt, so wird dadurch keine erneute Antragsfrist in Lauf gesetzt.

2. In Spanien liegen keine systemischen Mängel vor.

(Amtliche Leitsätze)

13 L 1834/14.A

Verwaltungsgericht Düsseldorf

Beschluss vom 25.08.2014

 

T e n o r :

Der Antrag und der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt T.  
aus L. werden abgelehnt.

Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens, für das Gerichtskosten nicht erhoben werden.

G r ü n d e :

Der am 8. August 2014 sinngemäß bei Gericht anhängig gemachte Antrag, die aufschiebende Wirkung der 

Klage 13 K 5185/14.A gegen Ziffer 2 des Bescheides des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 1.  

Juli 2014 anzuordnen, zu dessen Entscheidung der Einzelrichter gemäß § 76 Absatz 4 Satz 1 Asylverfahrens-

gesetz (AsylVfG) berufen ist, hat keinen Erfolg. Er ist unzulässig und auch in der Sache erfolglos.

Der hier gestellte Antrag nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist zwar statthaft, da 

nach § 34a Absatz 2 Satz 1 des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) in seiner durch Artikel 1 Nr. 27 b) des  

Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August 2013, BGBl. I S. 3474, geänderten und 

nach § 77 Absatz 1 Satz AsylVfG hier auch zu beachtenden Fassung solche Eilanträge gegen die Abschie-

bungsandrohung nunmehr zugelassen sind und der in der Hauptsache erhobenen Klage nach § 80 Absatz 2  

Satz 1 Nummer 3 VwGO in Verbindung mit § 75 Absatz 1 AsylVfG keine aufschiebende Wirkung zukommt.

Indes hat der Antragsteller den Eilantrag nicht innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des angegriffenen  

Bescheides des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) vom 1. Juli 2014 und damit nicht  

fristgerecht im Sinne von § 34a Absatz 2 Satz 1 AsylVfG gestellt.

Der  streitgegenständliche  Bescheid  ist  dem Antragsteller  bereits  am 4.  Juli  2014 zugestellt  worden.  Der 

Bescheid der Beklagten war gemäß § 31 Absatz 1 Satz 2 AsylVfG dem seinerzeit nicht anwaltlich vertretenen 

Antragsteller  persönlich  zuzustellen,  wobei  die  Beklagte  von  der  in  §  3  Verwaltungszustellungsgesetz  
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(VwZG) vorgesehenen Zustellmöglichkeit mit Zustellungsurkunde Gebrauch gemacht hat.  Dabei muss der 

Antragsteller gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 AsylVfG Zustellungen unter der letzten Anschrift, die der Beklagten  

aufgrund  des  Asylantrags  oder  seiner  Mitteilung  bekannt  ist,  gegen  sich  gelten  lassen,  wenn  er  für  das  

Verfahren – wie hier – weder einen Bevollmächtigten bestellt noch einen Empfangsberechtigten benannt hat  

oder diesen nicht zugestellt werden kann. Vorliegend hat der Antragsteller zuletzt die Adresse H. Straße 32 in  

00000 U.  als  seine Anschrift  benannt  (Bl.  35 des Verwaltungsvorgangs),  ohne dass zwischenzeitlich eine 

hiervon abweichende Mitteilung gemacht worden ist. An diese Adresse ist der streitgegenständliche Bescheid 

auch adressiert worden.

Kann eine Sendung dem Asylbewerber nicht zugestellt werden, so gilt die Zustellung gemäß § 10 Absatz 2  

Satz 4 AsylVfG mit der Aufgabe zur Post als bewirkt, selbst wenn die Sendung als unzustellbar zurückkommt.  

Aufgrund dieser Bestimmungen gilt der Bescheid der Beklagten vom 1. Juli 2014 als spätestens am 4. Juli 

2014 an den Antragsteller zugestellt, da auf der an diesem Tag ausgestellten Postzustellungsurkunde vermerkt 

ist, dass der Antragsteller unter der angegebenen Anschrift nicht zu ermitteln war (Bl. 63 des Verwaltungs-

vorgangs).  Dabei  wird  die  Unzustellbarkeit  durch  die  bei  den  Verwaltungsakten  befindliche  Kopie  der 

Postzustellungsurkunde  gemäß  §§  173  VwGO,  418  Absatz  1  Zivilprozessordnung  (ZPO)  bewiesen.  Die 

Postzustellungsurkunde  ist  –  auch  nach  der  Privatisierung  der  Deutschen  Bundespost  –  eine  öffentliche 

Urkunde mit der sich aus § 418 Absatz 1 ZPO ergebenden vollen Beweiskraft. Diese Beweiskraft erstreckt  

sich dabei vorliegend darauf, dass der Antragsteller unter der genannten Anschrift nicht zu ermitteln war (VG 

Trier, Urteil vom 13. November 2013 – 5 K 340/13.TR –, juris, Rn. 20 m.w.N.).

Schließlich ist der Antragsteller auch im Sinne von § 10 Absatz 7 AsylVfG schriftlich und gegen Empfangs-

bestätigung auf diese Zustellungsvorschriften hingewiesen worden (vgl. Bl. 7 des Verwaltungsvorgangs).

An der demnach kraft Gesetzes eingetretenen Zustellfiktion ändert sich nichts dadurch, dass die Beklagte den 

Bescheid am 1. August 2014 erneut – nunmehr gegen Empfangsbestätigung durch die für den Antragsteller 

zuständige Ausländerbehörde – zugestellt hat. Die erneute Zustellung eines zuvor bereits einmal zugestellten  

Bescheides stellt nämlich ein bloßes zusätzliches Handeln der Verwaltung dar, das rechtlich ohne Bedeutung 

ist und insbesondere keine (zweite) Antrags-/Klagefrist in Lauf zu setzen vermag. Dabei kommt es auch nicht  

darauf an, dass die erneute Zustellung ohne Hinweis auf die bereits erfolgte Zustellung, die die Frist in Lauf  

gesetzt hat, erfolgt ist (vgl. Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 10. Juli 2002 – 10 A 

10438/02 –, juris, Rn. 3 m.w.N.; VG Trier, Urteil vom 13. November 2013 – 5 K 340/13.TR –, juris, Rn. 22; 

Funke-Kaiser, GK-AsylVfG, Stand: 81. Ergänzungslieferung Mai 2011, § 10, Rn. 275).

Da die einwöchige Antragsfrist demnach gemäß §§ 57 Absatz 2 VwGO, 222 Absatz 1 ZPO und 187 Absatz 1 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) bereits am 4. Juli 2014 zu laufen und endete gemäß §§ 57 Absatz 2 

VwGO, 222 Absatz 1 ZPO, 188 Absatz 2 BGB mit Ablauf des 11. Juli 2014.
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Einen  Antrag  auf  Wiedereinsetzung  in  die  einwöchige  Antragsfrist  nach  §  60  Absatz  2  VwGO hat  der  

Antragsteller nicht gestellt. Darüber hinaus sind auch keine Gründe ersichtlich, die eine Wiedereinsetzung von 

Amts wegen gemäß § 60 Absatz 2 Satz 4 VwGO rechtfertigen könnten. Eine Wiedereinsetzung von Amts 

wegen  ist  grundsätzlich  nur  dann  geboten,  wenn  die  einen  Wiedereinsetzungsanspruch  begründenden 

Tatsachen offensichtlich sind und daher von einem erkennbar berechtigten Wiedereinsetzungsanspruch ausge-

gangen werden muss (vgl. Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Urteil vom 16. Mai 2007 – 3 C 25.06 –,  

juris, Rn. 13; BVerwG, Beschluss vom 27. März 2000 – 3 B 41.00 –, juris, Rn. 8).

Dies  kommt  jedoch  regelmäßig  nur  dann in  Betracht,  wenn innerhalb  der  Antragsfrist  die  eine  Wieder-

einsetzung rechtfertigenden Tatsachen erkennbar (gemacht worden) sind (vgl. BVerwG, Beschluss vom 27.  

März 2000 – 3 B 41.00 –, juris, Rn. 8).

Diese Voraussetzungen sind vorliegend ersichtlich nicht erfüllt. Denn aus der Antrags- und Klageschrift oder  

aus  sonstigen  Umständen  lassen  sich  keine  Tatsachen  entnehmen,  aus  denen  ein  offenkundiger  Wieder-

einsetzungsanspruch hergeleitet werden könnte.

Der Antrag hat auch in der Sache keinen Erfolg.

Das Gericht folgt der bislang zu § 34a Absatz 2 AsylVfG n.F. ergangenen verwaltungsgerichtlichen Recht-

sprechung, dass die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage nicht erst bei ernstlichen Zweifeln an  

der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides des Bundesamtes erfolgen darf, wie dies in den Fällen der 

Ablehnung eines Asylantrags als offensichtlich unzulässig oder unbegründet gemäß § 36 Absatz 4 Satz 1  

AsylVfG vom Gesetzgeber vorgegeben ist.  Eine derartige Einschränkung der gerichtlichen Entscheidungs-

befugnis hat der Gesetzgeber für die Fälle des § 34a Absatz 2 AsylVfG gerade nicht geregelt. Eine solche 

Gesetzesauslegung entspräche auch nicht dem Willen des Gesetzgebers, denn eine entsprechende Initiative zur  

Ergänzung des  § 34a  Absatz  2 AsylVfG n.F.  fand im Bundesrat  keine  Mehrheit  (vgl.  hierzu bereits  mit 

ausführlicher  Darstellung  des  Gesetzgebungsverfahrens  Verwaltungsgericht  Trier,  Beschluss  vom  18. 

September 2013 – 5 L 1234/13.TR –, juris Rn 5 ff. m.w.N.; Verwaltungsgericht Göttingen, Beschluss vom 17.  

Oktober 2013 – 2 B 844/13 –, juris Rn 3 f.; siehe auch bereits Verwaltungsgericht Düsseldorf, Beschlüsse vom 

7. Januar 2014 – 13 L 2168/13.A – und 24. Februar 2014 – 13 L 2685/13.A –, juris).

Die  danach  vorzunehmende  Abwägung  des  öffentlichen  Vollzugsinteresses  der  Antragsgegnerin  mit  dem 

privaten Aussetzungsinteresse des Antragstellers hat sich maßgeblich - nicht ausschließlich – an den Erfolgs-

aussichten  in  der  Hauptsache  zu  orientieren,  wie  diese  sich  bei  summarischer  Prüfung  im vorliegenden 

Verfahren abschätzen lassen.  Diese Interessenabwägung fällt  vorliegend zu Lasten des  Antragstellers aus,  

denn der angefochtene Bescheid des Bundesamtes begegnet nach diesen Maßstäben keinen durchgreifenden 

rechtlichen Bedenken.
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Das Bundesamt hat den Asylantrag des Antragstellers zu Recht als unzulässig abgelehnt und geht von der  

Zuständigkeit Spaniens für dessen Prüfung aus. Gemäß § 27a AsylVfG ist ein Asylantrag unzulässig, wenn ein 

anderer Staat auf Grund von Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen  

Vertrages für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist. In einem solchen Fall prüft die Antrags-

gegnerin den Asylantrag nicht, sondern ordnet die Abschiebung in den zuständigen Staat an (§ 34a Absatz 1 

Satz 1 AsylVfG).

Maßgebliche Rechtsvorschrift zur Bestimmung des zuständigen Staates ist die Verordnung (EU) Nr. 604/2013 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur 

Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 

in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (Dublin III-VO), welche 

gemäß  ihres  Artikel  49  Unterabsatz  2  Satz  1  auf  Schutzgesuche  Anwendung  findet,  die  nach  dem 31. 

Dezember 2013 gestellt werden. Der Antragsteller hat seinen Asylantrag am 13. Februar 2014 gestellt.

Nach den Vorschriften der Dublin III-VO ist Spanien der zuständige Staat für die Prüfung des durch den 

Antragsteller gestellten Asylantrags.

Der Antragsteller ist nach seinen eigenen Angaben in der Befragung durch das Bundesamt vom 13. Februar  

2014 und ausweislich der Abfrage des Bundesamtes in der Eurodac-Datenbank vom 13. März 2014 für ca. 3  

Monate in Spanien gewesen. Spanien hat auf das am 9. Mai 2014 vom Bundesamt gestellte Ersuchen um 

Aufnahme des Antragstellers bereits  am 9.  Juni  2014,  und damit  innerhalb der nach Artikel  22 Absatz 1  

Dublin III-VO maßgeblichen Frist von 2 Monaten nach Stellung des Aufnahmeersuchens, seine Zuständigkeit  

für die Asylanträge des Antragstellers nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a Dublin III-VO erklärt. Spanien ist  

daher gemäß Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 1 Dublin III-VO grundsätzlich verpflichtet, den Antragsteller  

innerhalb einer Frist von sechs Monaten, nachdem es die Aufnahme akzeptiert hat, bzw. innerhalb von sechs 

Monaten nach  der  Entscheidung über  den Rechtsbehelf,  wenn dieser  aufschiebende Wirkung hat,  wieder 

aufzunehmen. Diese Frist ist noch nicht abgelaufen.

Die Antragsgegnerin hat  auch die  Zwei-Monatsfrist  zwischen der Eurodac-Treffermeldung vom 13.  März 

2014 und der Stellung des Aufnahmeersuchens eingehalten (Artikel 21 Absatz 1 Unterabsatz 2 Dublin III-

VO).

Anhaltspunkte dafür, dass der Antragsteller das Gebiet der Mitgliedstaaten für mehr als drei Monate verlassen 

hat (Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 1 Dublin III-VO) sind schließlich ebenfalls nicht ersichtlich.

Es liegen auch keine Gründe vor,  die  trotz  der  genannten Zuständigkeit  Spaniens  eine Verpflichtung der 

Antragsgegnerin begründen könnten, vom Selbsteintrittsrecht nach Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 1 Dublin  

III-VO Gebrauch zu machen oder die es ausschließen würden, den Antragsteller nach Spanien abzuschieben.
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Ein subjektives Recht auf Ausübung des Selbsteintrittsrechts nach Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 1 Dublin 

III-VO durch die Bundesrepublik Deutschland besteht  ohnehin nicht.  Die Dublin-Verordnungen sehen ein 

nach objektiven Kriterien ausgerichtetes Verfahren der Zuständigkeitsverteilung zwischen den Mitgliedstaaten  

vor. Sie sind im Grundsatz nicht darauf ausgerichtet, Ansprüche von Asylbewerbern gegen einen Mitgliedstaat 

auf Durchführung eines Asylverfahrens durch ihn zu begründen. Ausnahmen bestehen allenfalls bei einzelnen, 

eindeutig subjektiv-rechtlich ausgestalteten Zuständigkeitstatbeständen (vgl.  etwa Artikel  9  Dublin III-VO 

zugunsten von Familienangehörigen). Die Zuständigkeitsvorschriften der Dublin III-VO begründen – wie die 

der bisherigen Dublin II-VO – zum Zwecke der sachgerechten Verteilung der Asylbewerber vor allem subjek-

tive Rechte der Mitgliedstaaten untereinander. Die Unmöglichkeit der Überstellung eines Asylbewerbers an 

einen bestimmten Staat hindert daher nur die Überstellung dorthin; sie begründet kein subjektives Recht auf  

Ausübung des Selbsteintrittsrechts gegenüber der Antragsgegnerin (vgl. Europäischer Gerichtshof (EuGH), 

Urteil vom 10. Dezember 2013 – C-394/12 –, juris, Rn. 60, 62 und Urteil vom 14. November 2013 – C 4/11 –, 

juris, Rn. 37; Schlussanträge des GA Jääskinnen vom 18. April 2013 – C 4/11 –, juris, Rn. 57 f.; BVerwG,  

Beschluss 19. März 2014 – 10 B 6/14 –, juris, Rn. 7).

Die Antragsgegnerin ist aber auch nicht – unabhängig von der Frage der Ausübung des Selbsteintrittsrechts  

gemäß Artikel 17 Absatz 1 Dublin III-VO zugunsten des Antragstellers – nach Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz  

2 Dublin III-VO gehindert, diesen nach Spanien zu überstellen, weil es wesentliche Gründe für die Annahme 

gibt, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen für Antragsteller in diesem Mitgliedstaat systemi-

sche Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen oder entwürdigenden Behandlung im 

Sinne des Artikels 4 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EU-GR-Charta) mit sich bringen.  

Die Voraussetzungen, unter denen das nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2011 – C-411/10 et al. –, juris,  

Rn. 83 ff., 99; EGMR, Urteil vom 21. Januar 2011 – 30696/09 –, NVwZ 2011, S. 413) der Fall wäre, liegen 

nicht  vor.  Systemische  Mängel  in  diesem  Sine  können  erst  angenommen  werden,  wenn  Grundrechts-

verletzungen einer Artikel 4 EU-GR-Charta bzw. Artikel 3 der Konvention zum Schutz der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten (EMRK) entsprechenden Gravität nicht nur in Einzelfällen, sondern strukturell bedingt,  

eben systemisch vorliegen. Diese müssen dabei aus Sicht des überstellenden Staates offensichtlich sein. In der  

Diktion des Europäischen Gerichtshofs dürfen diese systemischen Mängel dem überstellenden Mitgliedstaat 

nicht unbekannt sein können (EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2011 – C-411/10 et al. –, juris, Rn. 94).

Gemessen hieran ist nicht ersichtlich, dass der Antragsteller Gefahr liefe, nach der Rücküberstellung nach 

Spanien einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne von Artikel 4 EU-GR-Charta bzw. 

im Sinne von Artikel 3 EMRK zu unterfallen. Es liegen dem erkennenden Gericht keinerlei Erkenntnismittel  

vor, die die Befürchtung rechtfertigen könnten, dass in Spanien systemische Mängel des Asylverfahrens und 

der Aufnahmebedingungen für Asylbewerber im oben genannten Sinne bestehen (vgl. VG Aachen, Beschluss 

vom 30. Juni 2014 – 4 L 398/14.A –, juris, Rn. 23 f. m.w.N.; VG Potsdam, Beschluss vom 23. Juni 2014 – 6 L 

551/14.A –, juris, Rn. 11).
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Sie ergeben sich auch nicht aus der Schilderung des Antragstellers, wonach ihm –nachdem er die Frage, ob er  

einen Asylantrag stellen wolle, verneint habe –, seine spanischen Papiere ausgehändigt worden seien, man ihn  

vom Camp weggeschickt und er keine staatlichen Unterstützungen erhalten habe; er mithin mittellos auf der  

Straße gelebt habe. Auch sei ihm eine ärztliche Untersuchung verweigert worden.

Hierbei handelt es sich nicht um systemische Mängel des Asylverfahrens oder der Aufnahmebedingungen im 

oben geschilderten Sinne. Denn es geht hierbei nicht um Leistungen und Aufnahmebedingungen während der 

Durchführung des Asylverfahrens. Anders als vom hauptsächlichen Anwendungsbereich der Dublin-Verord-

nungen erfasst, ist das Asylverfahren des Antragstellers in Spanien mangels eines entsprechenden Antrags gar  

nicht erst eingeleitet worden. Die Verneinung des Anspruchs auf staatliche Leistungen stellt sich jedenfalls in 

einem solchen Fall nicht als eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung im Asylverfahren dar (vgl.  

zum vergleichbaren Fall  der Obdachlosigkeit nach Ablehnung des Asylantrags VG Düsseldorf,  Beschlüsse 

vom 24. Februar 2014 – 13 L 2685/13.A –, juris und NRWE, vom 23. Juli 2013 - 25 L 1342/13.A –, n.v. und 

vom 8. Mai 2014 – 13 L 126/14.A –, juris, Rn. 37).

Auch gegen die Rechtmäßigkeit der Abschiebungsandrohung nach § 34a Absatz 1 AsylVfG bestehen keine 

Bedenken.  Insbesondere  besteht  auch  kein  Abschiebungshindernis.  Gemäß  §  34a  Absatz  1  Satz  1  a.  E. 

AsylVfG  setzt  die  Anordnung  der  Abschiebung  neben  der  Unzulässigkeit  des  Asylantrags  nach  §  27a 

AsylVfG voraus, dass sie auch durchgeführt werden kann. Das bedeutet, dass keine zielstaatsbezogenen oder 

in der Person des Ausländers bestehenden, also inlandsbezogenen, Abschiebungshindernisse bestehen.

Ein  inlandsbezogenes  Abschiebungshindernis  im  Sinne  des  §  60a  Absatz  2  Satz  1  Aufenthaltsgesetz 

(AufenthG) in Gestalt  einer krankheitsbedingten Reiseunfähigkeit  liegt vor, wenn krankheitsbedingt schon 

keine Transportfähigkeit besteht (Reiseunfähigkeit im engeren Sinne) oder wenn mit beachtlicher Wahrschein-

lichkeit zu befürchten ist, dass sich der Gesundheitszustand als unmittelbare Folge der Abschiebung erheblich  

verschlechtern  wird  (Reiseunfähigkeit  im  weiteren  Sinne)  (Kluth,  in:  Kluth/Heusch,  Beck'scher  Online-

Kommentar  Ausländerrecht,  Stand:  1.  März  2014,  §  60a  AufenthG,  Rn.  11  m.w.N.;  Funke-Kaiser,  GK-

AufenthG, Stand: 54. Ergänzungslieferung Oktober 2011, § 60a, Rn. 127).

Dass der Antragsteller aufgrund seiner Bauch- und Rückenbeschwerden Reiseunfähig im engeren und/oder  

weiteren  Sinne  ist,  ist  von  vornherein  nicht  ersichtlich.  Insoweit  fehlt  es  bereits  an  einem  hinreichend 

substantiierten  Vortrag  zu  seinen  Beschwerden.  Der  Antragsteller  hat  weder  ein  fachärztliches  Attest 

vorgelegt, noch sonst näheres zu seinem Gesundheitszustand und seiner damit einhergehenden Reisefähigkeit  

vorgetragen.

Ebenso  wenig  liegt  ein  zielstaatsbezogenes  Abschiebungshindernis  im Sinne  des  §  60  Absatz  7  Satz  1  

AufenthG vor. Gemäß § 60 Absatz 7 Satz 1 AsylVfG soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen  

anderen Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib  
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oder Leben oder Freiheit besteht. Leidet der Ausländer bereits vor der Abschiebung unter einer Erkrankung,  

ist von einer solchen Gefahr auszugehen, wenn sich die Erkrankung aufgrund zielstaatsbezogener Umstände  

nach der Abschiebung voraussichtlich in einer Weise verschlimmert, die zu einer erheblichen und konkreten  

Gefahr für Leib oder Leben führt, d.h. dass eine wesentliche Verschlimmerung der Erkrankung alsbald nach 

der Rückkehr des Ausländers droht (BVerwG, Urteil vom 17. Oktober 2006 – 1 C 18.05 –, BVerwGE 127,33 

= juris Rn. 15).

Dies ist der Fall, wenn die befürchtete Verschlimmerung der gesundheitlichen Beeinträchtigungen etwa als  

Folge fehlender Behandlungsmöglichkeiten im Zielland der Abschiebung zu einer erheblichen Gesundheits-

gefahr  führt,  das  heißt  eine  Gesundheitsbeeinträchtigung  von  besonderer  Intensität  erwarten  lässt  (vgl.  

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 26. April 2007 - 13 A 4611/04.A –, 

juris Rn. 32 = NRWE).

Die Gefahr einer solchen Gesundheitsbeeinträchtigung besonderer Intensität ist hier nicht ersichtlich. Auch 

insoweit  fehlt  es  an  einem  hinreichend  substantiiertem  Vortrag  des  Antragstellers  hinsichtlich  seiner  

Beschwerden.  Allein die  Notwendigkeit  weiterer  Folgeuntersuchungen erfüllt  die  vorstehend dargestellten 

Voraussetzungen nicht.

Der  Antrag  auf  Bewilligung  von  Prozesskostenhilfe  ist  abzulehnen,  da  die  Rechtsverfolgung  aus  den  

genannten Gründen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 166 VwGO in Verbindung mit § 114 

Absatz 1 Satz 1 Zivilprozessordnung).

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Absatz 1 VwGO, § 83b AsylVfG. Der Gegenstandswert ergibt sich  

aus § 30 RVG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar, § 80 AsylVfG.
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